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Weiter Preisanstieg
bei Immobilien
Die Preise für Wohnimmobilien
in Deutschland sind im zweiten
Quartal 2021 um durchschnitt-
lich 10,9 Prozent gegenüber
dem Vorjahresquartal ge-
stiegen. „Dies ist der größte
Preisanstieg bei den Wohn-
immobilientransaktionen seit
Beginn der Zeitreihe im Jahr
2000“, so das Statistische
Bundesamt (Destatis). Gegen-
über dem Vorquartal haben
sich Wohnungen sowie Ein- und
Zweifamilienhäuser im Schnitt
um 3,7 Prozent verteuert.
Und diese Entwicklung war
flächendeckend: Die Preise
stiegen sowohl in den Städten,
als auch in ländlichen Regionen
deutlich an. Ein besonders
starker Anstieg wurde erneut
in den TOP-7-Metropolen Berlin,
Hamburg, München, Köln,
Frankfurt, Stuttgart und Düssel-
dorf beobachtet: So kletterten
dort die Preise für Ein- und
Zweifamilienhäuser um 14,7
Prozent gegenüber dem Vor-
jahresquartal, Eigentums-
wohnungen verteuerten sich
um 12,9 Prozent. In den an-
deren kreisfreien Großstädten

stiegen die Preise für Ein- und
Zweifamilienhäuser um 11,9
Prozent, Eigentumswohnungen
kosteten 10,5 Prozent mehr als
im zweiten Quartal 2020.
Ähnlich starke Preissteige-
rungen zeigten sich auch in
dünn besiedelten ländlichen
Kreisen: Dort verteuerten sich
Häuser gegenüber dem Vor-
jahresquartal um 11,8 Prozent,
Wohnungen um 9,2 Prozent.
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Energieberatung
weiter auch online
Seit Juli bietet der Main-Taunus-
Kreis den Bürgerinnen und
Bürgern viermal monatlich, in
der Regel mittwochs von 16 bis
18 Uhr, eine Online-Energie-
beratung an. Das Angebot
wurde als Ersatz für die seit
Beginn der Corona-Pandemie
eingestellten Beratungstermine
in den einzelnen Kommunen
entwickelt. Die Online-Beratung
zu Fragestellungen rund um das
Thema Energieeffizienz ist
bequem und ortsunabhängig zu
nutzen und bietet die Möglich-
keit, sich zu Themen wie zum
Beispiel Heizungsaustausch,
erneuerbare Energien und För-
dermöglichkeiten beraten zu
lassen.
Weitere Infos zum Energie-
beratungszentrum und den Link
für die Teilnahme an einer
Online-Energieberatung unter
www.mtk.org/energieberatung.

Die Fehler im Mietspiegel
Gastbeitrag von Lydia Ishikawa, Lydia Ishikawa Immobilien GmbH

M
ietspiegel sol-
len faire, orts-
übliche Mieten
erreichen. Al-
lerdings sindsie
längst politi-

sche Steuerungselemente, die
vor allem eines erzeugen: einen
enormen Investitionsstau bei
Wohnungen, den niemand wol-
len kann.
Gierige Immobilienspekulan-
ten und unersättliche Vermieter
eignen sich wunderbar als
Feindbilder für Politik und Ge-
sellschaft. Weil 58 Prozent der
Deutschen nicht in ihren eige-
nen vier Wänden wohnen, er-
scheint es gerade für die Politik
verlockend zu sein, Mietern im-
mer wieder politische Regulie-
rungen am Wohnungsmarkt als
Verbesserungen ihrer Situation
zu verkaufen – und Vermieter
wie Investoren als die schwarzen
Schafe am Wohnungsmarkt dar-
zustellen.
Dass auf diesem Weg eine
Spaltung der Gesellschaft zwi-
schen Mietern und Vermietern
vorangetrieben wird, ist die eine
Sache, die zu kritisieren ist. Die
andere ist, dass die gängigen In-
strumente namens Mietpreis-
bremse und Mietendeckel
schlichtweg in die falsche Rich-
tung gehen. Denn sie zahlen
eben nicht wie proklamiert in
eine Entspannung am Woh-
nungsmarkt ein, sondern bewir-
ken einen enormen Investitions-
stau, der sich negativ auf die Sa-
nierung von Gebäuden, aber
auch auf den Neubau auswirken
wird – und damit sogar der drin-
genden Schaffung neuer Woh-
nungen zur Abkühlung des in
vielen Großstädten überhitzten
Wohnungsmarkts entgegen-
wirkt.
Denn auch wenn der Immo-
bilienmarkt kein klassischer
Markt mit Angebot und Nach-
frage ist, weil die Bindung zu
Wohnungen manches Preisar-
gument überwiegt, so gilt auch
hier, dass Überregulierung die
Funktionsweise des sich selbst

regulierenden Marktes aushe-
belt: So wird das zentrale Pro-
blem, nämlich die Knappheit an
bezahlbarem Wohnraum in be-
gehrten Lagen wie Frankfurt
und Rhein-Main, eher ver-
schärft als gelindert.

Der Haken der
Mietpreisbremse
Für Mieter klingt die Mietpreis-
bremse zunächst nach einem für
sie sinnvollen Mittel. Doch ver-
setzt man sich in die Lage eines
Vermieters, so wird klar, was da-
raus konkret folgt: Weil der An-
reiz, Immobilien zu sanieren,
dadurch sinkt, dass sich die Sa-
nierungskosten wegen der Ori-
entierung am Mietspiegel gar
nicht oder nur sehr langsam
wieder reinholen lassen, sehen
sie wenig Veranlassung, weiter
in die Sanierung von Wohnun-
gen zu investieren. Es droht ein
Investitionsstau, der sogar dem
Klimaschutz zuwiderläuft, weil
auch energetische Modernisie-
rungen auszubleiben drohen.

Die Tücken beim
Mietspiegel
Der Mietspiegel ist schon seit
Jahren der wichtigste Gradmes-
ser für die Preise am Mietwoh-
nungsmarkt. In Abhängigkeit
von Faktoren wie Lage, Baujahr

und Ausstattung listen sie
Durchschnittsmieten auf, an de-
nen sich Vermieter bei den Prei-
sen zu orientieren haben. Das
klingt zunächst einfach, ist aber
unübersichtlich und zum Teil
schlicht nicht nachvollziehbar.
So bekommt eineWohnung mit
zwei Balkonen einen Preisauf-
schlag für den Quadratmeter
von 46 Cent, und sollten in dem
Haus zwei getrennte Toiletten
plus zwei Badezimmer existie-
ren, sind nochmal 71 Cent drin.
Das zeigt die ganze Paradoxie
dieser kleinteiligen Regelung,
denn wer hat schon eine Woh-
nung mit zwei Bädern und zwei
Toiletten?
Erschwerend aus Sicht der
Vermieter kommt hinzu, dass
der Staat offenbar gar kein ernst-
haftes Interesse daran hat, das
tatsächliche Preisniveau des
Marktes zu ermitteln und dann
den Mietspiegel an die Realität
anzupassen. Vielmehr wird das
tatsächliche Mietnivau ver-
schleiert. Anfang des Jahres
2020 hat der Bund den Zeit-
raum,der für die Berechnung ei-
ner ortsüblichen Miete herange-
zogen wird, von vier auf sechs
Jahre verlängert. Aber vor sechs
Jahren vereinbarte Mieten sind
als Grundlage für die Berech-
nung aktueller Preise nicht hin-
nehmbar, weil sie ein verzerrtes
Bild ergeben. Damit wird der

Mietspiegel, der ein realistisches
Bild der Marktlage hergeben
soll, zu einem politischen Steue-
rungselement, der Marktmecha-
nismen bewusst aussetzt – um
nicht zu sagen manipuliert.
Ein Beispiel aus Frankfurt be-
legt diese These. Dort stammten
bei der letzten Ermittlung etwa
20 Prozent der Daten von der
städtischen Wohnungsgesell-
schaft ABG. Doch gerade weil
diese Wohnungen im Besitz der
Stadt sind, unterliegen sie nicht
den Regeln des freien Marktes
und spiegeln damit auch nicht
das wahre Niveau der für einen
Mietspiegel relevanten Daten
wider.

Die Mitschuld der
öffentlichen Hand
Es scheint, als wolle die öffentli-
che Hand eigene Versäumnisse
mithilfe des Mietspiegels über-
decken und zumindest wieder
regulieren, zu Lasten der Ver-
mieter. In vielen Städten wur-
den sozialgebundene Wohnun-
gen verkauft, um damit Haus-
haltslöcher zu stopfen. Nun feh-
len diese Sozialwohnungen.
Viele Städte haben deshalb we-
nig Interesse an einer realen
Darstellung ortsüblicher Mie-
ten, weil dann die Knappheit
der Immobilien mit all ihren
Folgen für sozial schwächere
Bürgerinnen und Bürger deut-
lich würde.
Es steht außer Frage, dass die
Überhitzung am Immobilien-
markt zu Fehlentwicklungen ge-
führt hat.
Die Lösung dafür sollten aber
nicht weitere regulatorische
Eingriffe in diesen Markt sein.
Investoren in Deutschland ha-
ben immer weniger Anreize
und daher bisweilen Angst, in
wohnwirtschaftliche Immobi-
lien zu investieren. Doch gerade
ein knapper Wohnungsmarkt
braucht solche Investitionen
dringend, um weiter für alle
Mieter eine angemessene Wohn-
qualität herzustellen.
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